
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 8. Dezember 2015 

 
 

Mandantenbrief Dezember 2015 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge vor dem 1.1.2016 
Einkommensteuer 

· Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2016 bei verbilligter Vermietung 
Umsatzsteuer 

· Kein Vorsteuerabzug, wenn in der zu Grunde liegenden Rechnung lediglich Scheinsitz des 
Leistenden angegeben ist 

· Umsatzsteuerbarkeit von Verkäufen bei eBay 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2015 und Januar 2016 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.20151 11.1.20162 
Umsatzsteuer 10.12.20153 11.1.20164 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.12.2015 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.12.2015 entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

14.12.2015 14.1.2016 

7.12.2015 8.1.2016 

Sozialversicherung7 28.12.2015 27.1.2016 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie 

der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das 

abgelaufene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfrist-

verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 22.12.2015/25.1.2016) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- 
und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 



 

Allgemein 
Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge vor dem 1.1.2016 
Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH sind spätestens nach Ablauf von drei Jahren 
auf ihre Angemessenheit zu überprüfen. Falls die Bezüge eines Gesellschafter-Geschäftsführers zu-
letzt im Jahr 2012 für die Jahre 2013-2015 festgelegt worden sind, muss noch vor dem 1.1.2016 eine 
Neuberechnung erfolgen. 
Bei der Überprüfung der Angemessenheit des Geschäftsführergehalts werden folgende Gehaltsbe-
standteile mit berücksichtigt: Festgehalt, Zusatzvergütungen (z. B. Tantiemen, Gratifikationen), Pensi-
onszusagen und Sachbezüge. Dabei müssen die einzelnen Gehaltsbestandteile sowie die Gesamt-
vergütung angemessen sein. Danach ist zu prüfen, ob auch ein fremder Geschäftsführer, der keine 
Beteiligung an der GmbH hält, diese Entlohnung für seine Tätigkeit erhalten hätte. Es kann auch not-
wendig sein, die Tantieme und die Gesamtbezüge - z. B. wegen weiterer Bezüge aus anderen Tätig-
keiten - auf einen bestimmten Höchstbetrag zu begrenzen. Beschäftigt eine GmbH mehrere Ge-
schäftsführer, müssen insbesondere bei kleinen Unternehmen ggf. Vergütungsabschläge vorgenom-
men werden. 
Damit die Vergütungen des Gesellschafter-Geschäftsführers als Betriebsausgaben berücksichtigt 
werden können, muss zuvor ein Anstellungsvertrag abgeschlossen werden. In diesem muss klar und 
eindeutig formuliert werden, welche Vergütungen der Gesellschafter-Geschäftsführer erhält. Fehlen 
diese Vereinbarungen, liegt eine verdeckte Gewinnausschüttung vor. 
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämtliche Änderungen der Bezüge sind grundsätzlich im Voraus 
durch die Gesellschafterversammlung festzustellen. 
Hinweis: Auf Grund der Vielzahl der Urteile zu diesem Themengebiet ist es sinnvoll, die Bezüge ins-
gesamt mit dem Steuerberater abzustimmen. 

Außerordentliche Kündigung eines Mietverhältnisses wegen Zahlungsrückständen in der 
Verbraucherinsolvenz des Mieters 
Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs kann einem Mieter wegen Mietrückständen auch dann frist-
los gekündigt werden, wenn er sich in einem Insolvenzverfahren befindet, der Treuhänder aber die 
Freigabe des Mietverhältnisses erklärt hat. 
In dem entschiedenen Fall hatte der Mieter seit März 2009 die Miete nicht gezahlt. Im Juni 2010 wur-
de über das Vermögen des Mieters das Verbraucherinsolvenzverfahren eröffnet. Bereits im Juli 2010 
erklärte die Treuhänderin die Freigabe des Mietverhältnisses. Der Vermieter kündigte das Mietver-
hältnis nach der Freigabeerklärung der Treuhänderin unter Berufung auf die auch bereits vor Insol-
venzeröffnung aufgelaufenen Mietrückstände. Der Mieter berief sich auf die Kündigungssperre des 
Insolvenzrechts, nach der der Vermieter ein Mietverhältnis nicht wegen Zahlungsverzugs kündigen 
darf, der in der Zeit vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eingetreten ist. 
Nach Auffassung der Richter entfällt die Kündigungssperre des Insolvenzrechts mit der Freigabeerklä-
rung der Treuhänderin. Eine außerordentliche Kündigung kann folglich auch auf Mietrückstände ge-
stützt werden, die vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelaufen waren. Die Kündigungssperre 
dient dem Schutz der Insolvenzmasse und gerade nicht dem persönlichen Schutz des bei Insolvenz-
antragstellung im Zahlungsverzug befindlichen Mieters. Mit der Freigabeerklärung fällt das Mietver-
hältnis in die Verfügungsbefugnis der Vertragsparteien zurück, so dass eine Kündigung auch wegen 
Mietrückständen, die vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelaufen sind, möglich ist. 

 
Einkommensteuer 
Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 
Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener Form geführt werden und die 
zu erfassenden Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstands vollstän-
dig und in ihrem fortlaufenden Zusammenhang wiedergeben. Ein Fahrtenbuch muss mindestens fol-
gende Angaben enthalten: 
· Datum und Kilometerstand zu Beginn und Ende jeder einzelnen betrieblich/beruflich veranlassten 

Fahrt, 
· Reiseziel, 
· Reisezweck und aufgesuchte Geschäftspartner, 
· Umwegfahrten. 



 
Nachträgliche Einfügungen oder Veränderungen dürfen grundsätzlich nicht vorgenommen werden, es 
sei denn, sie sind deutlich als solche erkennbar. 
Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln kein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch, da sie jederzeit änderbar sind. 

Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2016 bei verbilligter Vermietung 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt 
die Grenze 66 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb ist Folgendes zu beachten: 
· Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 
· Liegt der Mietzins unterhalb von 66 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 

entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. 
· Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den 

üblichen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu 
zahlenden Nebenkosten. Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2016 ggf. 
angepasst werden. Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. 
Eine Totalüberschussprognose ist in allen Fällen nicht mehr erforderlich. 

· Bei der Höhe der Miete kommt es zwar auf die 66 %-Grenze an, aber der Mietvertrag muss 
insbesondere bei Vermietung an Angehörige einem Fremdvergleich (Vermietung an fremde Dritte) 
standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird. Die Mieten und Nebenkosten sollten 
von den Angehörigen pünktlich bezahlt werden. 

 
Umsatzsteuer 
Zeitarbeitsunternehmen 
Der Gerichtshof der Europäischen Union hatte entschieden, dass Zeitarbeitsunternehmen nicht als 
Einrichtung mit sozialem Charakter anerkannt sind, weil die Gestellung von Arbeitnehmern als solche 
keine im sozialen Bereich erbrachte Gemeinwohldienstleistung ist. 
Im Anschluss daran hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass ein Zeitarbeitsunternehmen keine 
umsatzsteuerfreien Umsätze erbringt, wenn es staatlich geprüfte Pflegekräfte zur Verfügung stellt, 
damit diese unmittelbar Pflegebedürftige in Einrichtungen pflegen, die als Einrichtung mit sozialem 
Charakter anerkannt sind. 

Kein Vorsteuerabzug, wenn in der zu Grunde liegenden Rechnung lediglich Scheinsitz des 
Leistenden angegeben ist 
Ein Unternehmer kann keinen Vorsteuerabzug geltend machen, wenn der in der Rechnung angege-
bene Sitz des Leistenden tatsächlich nicht bestanden hat. Die Angabe einer Anschrift, an der keinerlei 
geschäftliche Aktivitäten stattgefunden haben, reicht nicht aus. Darüber hinaus muss ein den Vor-
steuerabzug begehrender Unternehmer nachweisen, dass die entsprechende Leistung tatsächlich an 
ihn bewirkt worden ist. Diesbezüglich trifft ihn die objektive Feststellungslast. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Umsatzsteuerbarkeit von Verkäufen bei eBay 
Eine selbstständige Finanzdienstleisterin verkaufte im Zeitraum von zwei Jahren über zwei 
Verkäuferkonten bei der Internet-Handelsplattform eBay rd. 140 Pelzmäntel für insgesamt etwa 
90.000 €. Diese habe sie im Zuge der Haushaltsauflösung ihrer verstorbenen Schwiegermutter veräu-
ßert, erklärte sie. Die unterschiedlichen Größen der verkauften Pelze resultierten daraus, dass sich 
die Kleidergröße „schon mal ändern“ könne. Das Finanzamt setzte für die Verkäufe Umsatzsteuer 
fest, nachdem es aufgrund einer anonymen Anzeige von den Verkäufen erfahren hatte. Die Angaben 
der Finanzdienstleisterin hielt das Finanzamt für nicht glaubhaft. 
Während das Finanzgericht dem widersprach, bestätigte der Bundesfinanzhof die Ansicht des Fi-
nanzamts. Wer mindestens 140 fremde Pelzmäntel planmäßig, wiederholt und mit erheblichem Orga-
nisationsaufwand über eine elektronische Handelsplattform in eigenem Namen verkauft, wird unter-
nehmerisch tätig. Mit der Tätigkeit eines privaten Sammlers hat diese Tätigkeit der Finanzdienstleiste-
rin nichts zu tun, weil sie nicht eigene, sondern fremde Pelzmäntel - die (angebliche) Sammlung der 
Schwiegermutter – verkauft hat. Aufgrund der unterschiedlichen Pelzarten, Pelzmarken, Konfektions-
größen und der um bis zu 10 cm voneinander abweichenden Ärmellängen ist nicht nachvollziehbar, 
welches „Sammelthema“ verfolgt worden sein sollte. 



 
Hinweis: Für den Bundesfinanzhof ist maßgebliches Beurteilungskriterium dafür, ob eine unternehme-
rische Tätigkeit vorliegt, dass der Verkäufer, wie z. B. ein Händler, aktive Schritte zur Vermarktung 
unternommen und sich ähnlicher Mittel bedient hat. 

Unrichtige Absenderangabe in CMR-Frachtbrief führt zur Umsatzsteuerpflicht einer 
innergemeinschaftlichen Lieferung 
Die Lieferung eines Gegenstands von Deutschland in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union ist u. a. nur dann von der Umsatzsteuer befreit, wenn der Unternehmer die Voraussetzungen 
einer sog. innergemeinschaftlichen Lieferung buch- und belegmäßig nachweist. An diesen Nachweis 
werden strenge Anforderungen gestellt. Der Unternehmer muss u. a. einen Versendungsbeleg erstel-
len. Als solcher gilt auch der CMR-Frachtbrief. Dieser muss u. a. den zutreffenden Namen des Ab-
senders enthalten. Absender ist derjenige, der den selbstständigen Frachtführer beauftragt. Wird die-
ser vom Abnehmer beauftragt, enthält der Frachtbrief jedoch den Namen des leistenden Unterneh-
mers als Absender, ist der Frachtbrief falsch, der Belegnachweis damit nicht ordnungsgemäß und die 
Lieferung steuerpflichtig. Außerdem muss der Beleg die genaue Angabe des Bestimmungsorts enthal-
ten. Allgemeine Angaben wie „Gegenstand wurde ordnungsgemäß aus Deutschland ausgeführt“, „aus 
Deutschland in die EU-Mitgliedstaaten ausgeführt“ oder „in o. g. Bestimmungsland ausgeführt“, rei-
chen nicht aus. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 
 


